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 Verordnung
 der Bundesregierung

 Zweiundachtzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung

 A.  Problem und Ziel

 –  Änderungen  der  Meldebestimmungen  zum  Zahlungsverkehr  im  Zusammen-
 hang  mit  der  Schaffung  des  einheitlichen  Euro-Zahlungsverkehrsraums
 (Single Euro Payments Area, SEPA) zum 1. Januar 2008;

 –  Anpassung  der  Meldevorschriften  zum  Kapitalverkehr  an  die  Verordnung
 (EG)  Nr.  716/2007  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Juni
 2007  zu  gemeinschaftlichen  Statistiken  über  die  Struktur  und  Tätigkeit  von
 Auslandsunternehmenseinheiten;

 –  Überarbeitung und Neufassung von Vordrucken.

 B.  Lösung

 Änderung der Außenwirtschaftsverordnung.

 C.  Alternativen

 Keine

 D.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 Keine

 E.  Sonstige Kosten

 Die  Änderungen  bezüglich  der  Meldung  von  Zahlungen  im  einheitlichen
 Euro-Zahlungsverkehrsraum  wird  zu  geringfügigen  Mehrkosten  durch  die  Ver-
 wendung  anderer  Meldevordrucke  bei  Einzelzahlungen  über  50  000  Euro  füh-
 ren.  Diese  werden  durch  Entlastungen  der  Kreditwirtschaft  kompensiert,  die
 von  ihrer  Funktion  als  Meldestelle  entbunden  wird  und  damit  auch  von  der
 Pflicht  zur  Weiterleitung  statistischer  Meldungen  über  ausgehende  Zahlungen
 in  den  Euro-Zahlungsverkehrsraum  an  die  Deutsche  Bundesbank.  Die  durch
 die  Verordnung  (EG)  Nr.  716/2007  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates
 vom  20.  Juni  2007  geschaffene  Verpflichtung  zur  Meldung  aller  im  Mehrheits-
 besitz  befindlichen  mittelbaren  Beteiligungen  wird  dadurch  ausgeglichen,  dass
 generell  auf  die  Meldung  aller  als  Minderheitsbeteiligung  gehaltenen  mittel-
 baren  Anteile  an  Unternehmen  verzichtet  wird.  Zusätzliche  Kosten  für  die
 Wirtschaft  sind  wegen  dieses  Kompensationseffekts  auszuschließen.  Auswir-
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kungen  auf  Einzelpreise  und  das  Preisniveau,  insbesondere  das  Verbraucher-
 preisniveau, sind nicht zu erwarten.

 F.  Bürokratiekosten

 Mit  der  Verordnung  werden  drei  bestehende  Informationspflichten  für  die  Wirt-
 schaft,  zwei  bestehende  Informationspflichten  für  Bürger  und  eine  bestehende
 Informationspflicht für die Verwaltung geändert.

 Mit  der  Anpassung  der  Melderegelungen  im  Zahlungsverkehr  in  §  60  der
 Außenwirtschaftsverordnung  (AWV)  an  den  einheitlichen  europäischen
 Euro-Zahlungsverkehr  werden  die  nach  §  59  Abs.  1  Nr.  2  AWV  für  Wirtschaft,
 Bürger  und  Verwaltung  bestehenden  Informationspflichten  geändert.  Nach  der
 Ex-ante-Schätzung  entstehen  durch  die  Änderung  des  Meldeweges  geringe
 zusätzliche  Kosten  für  die  Wirtschaft,  die  jedoch  durch  Kosteneinsparungen  bei
 den Kreditinstituten kompensiert werden.

 Die  Änderung  der  §§  56a  und  58a  AWV  führt  zum  einen  zu  einer  Reduktion
 und  zum  anderen  zu  einer  Ausweitung  bereits  bestehender  Informationspflich-
 ten  über  mittelbare  Beteiligungen.  Per  saldo  sind  im  Rahmen  einer
 Ex-ante-Schätzung  damit  nur  geringfügige  zusätzliche  Bürokratiekosten  für  die
 gesamte  Wirtschaft  im  niedrigen  vierstelligen  Eurobereich  pro  Jahr  verbunden.

 Für  Bürgerinnen  und  Bürger  wird  im  Zusammenhang  mit  §  56a  AWV  eine  be-
 stehende  Informationspflicht  geändert.  Aufgrund  minimaler  Fallzahlen  sind  die
 bürokratischen Auswirkungen vernachlässigbar gering.

 G.  Gleichstellungspolitische Belange

 Werden nicht berührt.
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Anlage 1
 Zweiundachtzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung

 Vom …
 Auf  Grund  des  §  27  Abs.  1  in  Verbindung  mit  §  2  Abs.  1,
 3  und  4  und  §  26  Abs.  1  und  2  des  Außenwirtschaftsgeset-
 zes  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  26.  Juni  2006
 (BGBl.  I  S.  1386)  verordnet  die  Bundesregierung  im  Beneh-
 men mit der Deutschen Bundesbank und

 auf  Grund  des  §  27  Abs.  1  in  Verbindung  mit  §  2  Abs.  1,
 3  und  4  und  §  5  des  Außenwirtschaftsgesetzes  verordnet  das
 Bundesministerium  für  Wirtschaft  und  Technologie  im  Ein-
 vernehmen  mit  dem  Auswärtigen  Amt  und  dem  Bundes-
 ministerium  der  Finanzen  und  im  Benehmen  mit  der  Deut-
 schen Bundesbank:

 Artikel 1

 Die  Außenwirtschaftsverordnung  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  22.  November  1993  (BGBl.  I  S.  1934,
 2493),  zuletzt  geändert  durch  die  Verordnung  vom  …  .  De-
 zember 2007 (BAnz. S.  … ), wird wie folgt geändert:

 1.  § 56a wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

 „2.  des  Vermögens  eines  gebietsfremden  Unterneh-
 mens,  wenn  mehr  als  fünfzig  vom  Hundert  der
 Anteile  oder  der  Stimmrechte  an  diesem  Unter-
 nehmen  einem  oder  mehreren  von  dem  Gebiets-
 ansässigen  abhängigen  gebietsfremden  Unter-
 nehmen  allein  oder  gemeinsam  mit  dem
 Gebietsansässigen zuzurechnen sind;“.

 b)  In  Absatz  2  Satz  2  werden  die  Wörter  „Wenn  einem
 von  einem  Gebietsansässigen“  durch  die  Wörter
 „Wenn  einem  oder  mehreren  von  einem  Gebietsan-
 sässigen“  ersetzt  und  das  Wort  „sämtliche“  durch  die
 Wörter  „oder  diesem  Unternehmen  gemeinsam  mit
 dem  Gebietsansässigen  mehr  als  fünfzig  vom  Hun-
 dert der“ ersetzt.

 2.  § 58a wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Nr.  2  werden  die  Wörter  „zehn  oder
 mehr“ durch die Wörter „mehr als fünfzig“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  3  Satz  2  wird  das  Wort  „sämtliche“  durch
 die  Wörter  „allein  oder  gemeinsam  mit  einem  oder
 mehreren  weiteren  von  diesem  gebietsansässigen  Un-
 ternehmen  abhängigen  gebietsansässigen  Unterneh-
 men mehr als fünfzig vom Hundert der“ ersetzt.

 3.  §  59  Abs.  3  Satz  1  wird  wie  folgt  gefasst:  „Zahlungen  im
 Sinne  dieses  Kapitels  sind  auch  die  Aufrechnung  und  die
 Verrechnung  sowie  Zahlungen,  die  mittels  Lastschrift-
 verfahren abgewickelt werden“.

 4.  § 60 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 ,(1)  Ausgehende  Zahlungen,  die  über  ein  gebiets-
 ansässiges  Geldinstitut  geleistet  werden,  sind  mit
 Vordruck  „Zahlungsauftrag  im  Außenwirtschaftsver-
 kehr“  (Anlage  Z  1)  zu  melden,  soweit  im  Folgenden
 nichts anderes bestimmt ist.‘

 b)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:

 ,(2a)  Ausgehende  Zahlungen  in  Euro,  die  über  ein
 gebietsansässiges  Geldinstitut  für  einen  gebietsfrem-
 den  Zahlungsempfänger  auf  ein  Geldinstitut  oder
 dessen  Zweigstelle  in  einem  anderen  Mitgliedstaat
 der  Europäischen  Union,  Liechtenstein,  Norwegen,
 Island  oder  der  Schweiz  geleistet  werden,  sind  mit
 dem  Vordruck  „Zahlungen  im  Außenwirtschaftsver-
 kehr“ (Anlage Z 4) zu melden.‘

 c)  In  Absatz  3  werden  das  Wort  „und“  durch  ein
 Komma  ersetzt  und  nach  den  Wörtern  „gemeldet
 werden  müssen,“  die  Wörter  „und  Zahlungen  im
 Transithandel“ eingefügt.

 5.  § 61 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  1  wird  die  Angabe  „erster  Halbsatz“  ge-
 strichen.

 b)  In  Nummer  3  werden  nach  der  Angabe  „§  60  Abs.  2“
 ein Komma und die Angabe „2a“ eingefügt.

 6.  In  §  66  werden  nach  den  Wörtern  „Abgabe  der  Mel-
 dung“  die  Wörter  „über  Zahlungen  im  Transithandel“
 eingefügt  und  die  Angabe  „Abs.  1,  2.  Halbsatz“  durch
 die Angabe „Abs. 3“ ersetzt.

 7.  Die  Anlagen  K  3,  K  4,  Z  11,  Z  12,  Z  14,  Z  15  und  LV  er-
 halten  die  Fassung  der  Anlagen  dieser  Verordnung.  Die
 bisherigen  Vordrucke  Z  11,  Z  12,  Z  14  und  Z  15  können
 noch bis zum 30. Juni 2008 eingereicht werden.

 Artikel 2

 Diese Verordnung tritt am 31. Dezember 2007 in Kraft.
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Begründung
 A. Allgemeines

 Die  Zweiundachtzigste  Verordnung  zur  Änderung  der
 Außenwirtschaftsverordnung  enthält  die  erforderlichen
 Anpassungen  der  Meldevorschriften  im  Zahlungsverkehr
 im  Zusammenhang  mit  der  Schaffung  des  einheitlichen
 europäischen  Euro-Zahlungsverkehrsraums  (Single  Euro
 Payments  Area,  SEPA)  für  einheitliche  paneuropäische
 Zahlungsinstrumente zum 1.  Januar 2008.

 Mit  dem  einheitlichen  europäischen  Euro-Zahlungsver-
 kehrsraum  werden  neue  einheitliche  Zahlungsinstrumente
 eingeführt  (SEPA-Überweisung,  SEPA-Lastschrift  und
 SEPA-Kartenzahlungen).  Da  diese  Zahlungsinstrumente
 keinen  statistischen  Meldeteil  beinhalten,  wird  vorgesehen,
 dass  die  erforderlichen  statistischen  Angaben  künftig  mit
 Anlage  Z  4  der  Deutschen  Bundesbank  direkt  übermittelt
 werden  und  nicht  mehr  mit  dem  bisher  verwendeten  natio-
 nalen  Überweisungsträger  Anlage  Z  1  mittelbar  über  die
 gebietsansässigen  Geldinstitute.  Grundlage  für  die  Ände-
 rung  ist  die  Verordnung  (EG)  Nr.  184/2005  des  Europäi-
 schen  Parlaments  und  des  Rates  betreffend  die  gemein-
 schaftliche  Statistik  der  Zahlungsbilanz,  des  internationalen
 Dienstleistungsverkehrs  und  der  Direktinvestitionen  (ABl.
 EU  Nr.  L  35  S.  23).  Durch  die  Neuregelung  wird  auch  die
 Akzeptanz  der  neuen  Zahlungsinstrumente  seitens  der  Wirt-
 schaft  erhöht.  Die  Kreditwirtschaft  wird  von  ihrer  Funktion
 als  Meldestelle  entbunden  und  damit  auch  von  der  Pflicht
 zur  Weiterleitung  statistischer  Meldungen  über  ausgehende
 Zahlungen  in  den  Euro-Zahlungsverkehrsraum  an  die  Deut-
 sche Bundesbank.

 Darüber  hinaus  werden  die  Meldevorschriften  über  Direkt-
 investitionen  im  Wirtschaftsgebiet  und  in  fremden  Wirt-
 schaftsgebieten  an  die  Datenanforderungen  der  Verordnung
 (EG)  Nr.  716/2007  des  Europäischen  Parlaments  und  des
 Rates  vom  20.  Juni  2007  zu  gemeinschaftlichen  Statistiken
 über  die  Struktur  und  Tätigkeit  von  Auslandsunternehmens-
 einheiten (ABl. EU Nr. L 17 S. 17) angepasst.

 Zur  Erfüllung  der  Verpflichtungen  aus  Artikel  3  in  Verbin-
 dung  mit  Artikel  2  der  Verordnung  (EG)  Nr.  716/2007  ist  es
 erforderlich,  dass  in  den  Meldungen  zur  Bestandserhebung
 über  Direktinvestitionen  künftig  alle  mittelbaren  Beteiligun-
 gen  im  Mehrheitsbesitz  angezeigt  werden.  Dies  gilt  bei  der
 Meldung  über  den  Stand  des  Vermögens  Gebietsansässiger
 in  fremden  Wirtschaftsgebieten  (Anlage  K  3),  wenn  dem
 Meldepflichtigen  und/oder  seinen  mittelbaren  und  unmittel-
 baren  gebietsfremden  Beteiligungen  insgesamt  mehr  als
 50  Prozent  an  einem  gebietsfremden  Unternehmen  zuzu-
 rechnen  sind,  ebenso  wie  für  die  Meldung  über  den  Stand
 des  Vermögens  Gebietsfremder  im  Wirtschaftsgebiet  (An-
 lage  K  4),  wenn  dem  Meldepflichtigen  im  Mehrheitsbesitz
 eines  Gebietsfremden  und/oder  seinen  mittelbaren  und  un-
 mittelbaren  Beteiligungen  eine  mehrheitliche  Beteiligung
 an  weiteren  gebietsansässigen  Unternehmen  zuzurechnen
 ist.  Auf  nationaler  Ebene  verzichtet  die  Deutsche  Bundes-
 bank  auf  die  Meldung  der  ausschließlich  als  Minderheitsbe-
 teiligung gehaltenen mittelbaren Anteile an Unternehmen.

 Die  Anlagen  Z  11,  Z  12,  Z  14,  Z  15  und  Anlage  LV  werden
 aufgrund  geänderter  Begrifflichkeiten,  Änderungen  von

 Länderangaben  sowie  zur  leichteren  Zuordnung  bestimmter
 grenzüberschreitender  Transaktionen  überarbeitet  und  neu
 gefasst.

 In  den  Anlagen  K  3  und  K  4  können  Meldepflichtige  auf
 freiwilliger  Basis  Firma  und  Sitz  nicht  mehr  gemeldeter  In-
 vestitionsobjekte  des  Vorjahres  und  den  Grund  des  Wegfalls
 angeben  sowie  Erläuterungen  zu  den  Bilanzpositionen  ein-
 tragen.  Darüber  hinaus  sind  die  Anteile  der  Stimmrechte  nur
 noch  anzugeben,  wenn  sie  vom  Anteil  des  Eigenkapitals  ab-
 weichen.

 Die  Änderung  der  Meldung  über  Zahlungen  für  Wertpapier-
 erträge  im  Außenwirtschaftsverkehr  (Anlage  Z  11)  dient  der
 Klarstellung,  dass  sämtliche  von  Gebietsfremden  erhaltene
 Zins-,  Dividenden-  und  Ertragszahlungen  auf  inländische
 Wertpapiere zu melden sind.

 Bei  der  Meldung  über  Kartenumsätze  im  Reiseverkehr  (An-
 lage  Z  12)  wird  auf  den  Begriff  der  Debitkarte  abgestellt.
 Darüber  hinaus  werden  die  Länderangaben  in  den  Anlagen
 Z 14 und Z 15 aktualisiert.

 In  Anlage  LV  (Leistungsverzeichnis)  werden  die  unter-
 schiedlichen  außenwirtschaftlichen  Transaktionen  der  Mel-
 depflichtigen  grob  untergliedert.  Um  der  zunehmenden
 Komplexität  außenwirtschaftlicher  Transaktionen  gerecht
 zu  werden,  werden  einzelne  Kennzahlen  weiter  unterglie-
 dert bzw. neuartige Meldesachverhalte berücksichtigt.

 Die  Änderungen  in  den  Bestimmungen  bezüglich  der  Mel-
 dung  von  Zahlungen  im  einheitlichen  Euro-Zahlungsver-
 kehrsraum  wird  zu  geringfügigen  Mehrkosten  durch  die
 Verwendung  anderer  Meldevordrucke  bei  Einzelzahlungen
 über  50  000  Euro  führen.  Diese  werden  durch  Entlastungen
 der  Kreditwirtschaft  kompensiert,  die  von  ihrer  Funktion  als
 Meldestelle  entbunden  wird,  und  damit  auch  von  der  Pflicht
 zur  Weiterleitung  statistischer  Meldungen  über  ausgehende
 Zahlungen  in  den  Euro-Zahlungsverkehrsraum  an  die  Deut-
 sche  Bundesbank.  Die  durch  die  Verordnung  (EG)  Nr.  716/
 2007  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom
 20.  Juni  2007  geschaffene  Verpflichtung  zur  Meldung  aller
 im  Mehrheitsbesitz  befindlichen  mittelbaren  Beteiligungen
 wird  dadurch  kompensiert,  dass  generell  auf  die  Meldung
 aller  als  Minderheitsbeteiligung  gehaltenen  mittelbaren  An-
 teile  an  Unternehmen  verzichtet  wird.  Zusätzliche  Kosten
 für  die  Wirtschaft  sind  wegen  dieses  Kompensationseffekts
 auszuschließen.  Auswirkungen  auf  Einzelpreise  und  das
 Preisniveau,  insbesondere  das  Verbraucherpreisniveau,  sind
 nicht zu erwarten.

 Bürokratiekosten

 Mit  der  Verordnung  werden  drei  bestehende  Informations-
 pflichten  für  die  Wirtschaft,  zwei  bestehende  Informations-
 pflichten  für  Bürger  und  eine  bestehende  Informationspflicht
 für  die  Verwaltung  geändert.

 Mit  der  Anpassung  der  Melderegelungen  im  Zahlungsver-
 kehr  in  §  60  der  Außenwirtschaftsverordnung  (AWV)  an
 den  einheitlichen  europäischen  Euro-Zahlungsverkehr  wer-
 den  die  Informationspflichten  nach  §  59  Abs.  1  Nr.  2  AWV
 für  Wirtschaft,  Bürger  und  Verwaltung  geändert.  Da  die
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neuen  paneuropäischen  Zahlungsinstrumente  über  keinen
 statistischen  Meldeteil  verfügen,  müssen  die  statistischen
 Daten  für  ausgehende  Zahlungen  in  den  SEPA-Raum,  die
 bisher  von  Wirtschaft,  Verwaltung  und  Bürgern  mittels
 einer  Kopie  des  nationalen  Überweisungsträgers  Anlage  Z1
 über  die  Kreditinstitute  der  Deutschen  Bundesbank  fallbe-
 zogen  gemeldet  wurden,  künftig  nach  §  60  Abs.  2a  AWV
 analog  dem  Verfahren  für  eingehende  Zahlungen  mit  Vor-
 druck  Anlage  Z  4  zusammengefasst  einmal  monatlich  der
 Deutschen  Bundesbank  direkt  gemeldet  werden.  Die  Ände-
 rung  des  Meldeweges  betrifft  nur  ausgehende  Zahlungen
 über  50  000  Euro  in  die  EU-Länder  und  Zahlungen  über
 12  500 Euro in die EFTA-Länder.

 Die  Änderung  des  Meldeweges  (neuer  Vordruck,  neuer  Ein-
 reichungsweg)  führt  grundsätzlich  nur  bei  denjenigen  Un-
 ternehmen  zu  relevanten  Zusatzkosten,  die  bisher  keine
 Meldungen  mittels  der  Anlage  Z  4  abzugeben  hatten.  Nach
 Ex-ante-Schätzung  sind  künftig  jährlich  5  000  Z-4-Meldun-
 gen  zusätzlich  zu  erstellen.  Bei  einem  geschätzten  zeitlichen
 Aufwand  für  das  Ausfüllen  und  Übersenden  der  Anlage  Z  4
 von  40  Minuten  je  Vordruck  und  Arbeitskosten  von  28,50
 Euro/Stunde resultiert ein Zusatzaufwand von 95 038 Euro.

 Diesem  Zusatzaufwand  entgegenzusetzen  sind  Kostenein-
 sparungen  der  Kreditinstitute,  die  künftig  für  ausgehende
 SEPA-Zahlungen  nicht  mehr  zur  Entgegennahme  und  Wei-
 terleitung  der  statistischen  Meldungen  an  die  Deutsche  Bun-
 desbank  verpflichtet  sind.  Die  Höhe  der  Kosteneinsparun-
 gen  ist  nicht  quantifizierbar.  Es  ist  aber  davon  auszugehen,
 dass  die  Zusatzkosten  der  Unternehmen  tendenziell  durch
 die  Einsparungen  der  Kreditinstitute  überkompensiert  wer-
 den,  so  dass  keine  bürokratischen  Belastungseffekte  erwar-
 tet werden.

 Von  der  Änderung  des  Meldeweges  dürften  Bürger  und  Ver-
 waltung  nur  in  Ausnahmefällen  berührt  sein,  soweit  Zahlun-
 gen  in  Einzelfällen  die  Betragsgrenzen  von  50  000  Euro
 bzw.  12  500  Euro  überschreiten.  Aufgrund  der  minimalen
 Fallzahlen  sind  die  bürokratischen  Belastungseffekte  ver-
 nachlässigbar gering.

 Die  Änderung  der  §§  56a  und  58a  der  AWV  führt  zum  einen
 zu  einer  Reduktion  und  zum  anderen  zu  einer  Ausweitung
 bestehender  Informationspflichten  über  mittelbare  Betei-
 ligungen  für  die  Wirtschaft.  Die  Änderungen  sind  zur
 Anpassung  an  die  Verordnung  (EG)  Nr.  716/2007  des  Euro-
 päischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Juni  2007  erfor-
 derlich.  Durch  die  Änderung  der  §§  56a  und  58a  AWV
 entfällt  die  Meldepflicht  über  ca.  600  mittelbare  Minder-
 heitsbeteiligungen  im  Ausland  (K-3-Meldepflicht)  und
 knapp  500  mittelbare  Minderheitsbeteiligungen  in  Deutsch-
 land  (K-4-Meldepflicht).  Bei  einer  geschätzten  durch-
 schnittlichen  Bearbeitungsdauer  von  202  Minuten  pro  Mel-
 dung  und  Arbeitskosten  in  Höhe  von  42,47  Euro/Stunde  für
 eine  K-3-Meldung  bzw.  30,20  Euro/Stunde  für  eine  K-4-
 Meldung  ergibt  sich  eine  Entlastung  der  Wirtschaft  in  Höhe
 von  rund  137  000  Euro.  Zusätzliche  Meldepflichten  über
 mittelbare  Beteiligungen  werden  bei  rund  250  K-3-Melde-
 pflichtigen  und  knapp  350  K-4-Meldepflichtigen  erwartet.
 Die  Anzahl  der  zusätzlich  zu  meldenden  mittelbaren  Mehr-
 heitsbeteiligungen,  die  die  Meldefreigrenze  überschreiten,
 ist  nicht  bekannt.  Wenn  durchschnittlich  zwei  zusätzlich
 meldepflichtige  mittelbare  Mehrheitsbeteiligungen  je  Mel-
 depflichtigem  angenommen  werden,  ist  von  zusätzlichen

 Bürokratiekosten  für  die  Wirtschaft  für  500  K-3-Meldungen
 und  700  K-4-Meldungen  in  Höhe  von  rund  140  000  Euro
 auszugehen.  Per  saldo  wird  durch  die  Änderung  der  §§  56a
 und  58a  AWV  eine  minimale  zusätzliche  Belastung  in  Höhe
 von  3  000  Euro  pro  Jahr  erwartet.  Regelungsalternativen
 gibt es keine.

 Mit  der  Anpassung  des  §  56a  AWV  wird  auch  eine  beste-
 hende  Informationspflicht  über  mittelbare  Beteiligungen  für
 Bürger  geändert.  Aufgrund  der  hohen  Wertgrenzen  in  §  56a
 Abs.  3  AWV  (Bilanzsumme  von  über  3  Mio.  Euro)  und  der-
 zeit  knapp  800  meldepflichtigen  privaten  Haushalten  ist  mit
 minimalen  Fallzahlen  zu  rechnen,  so  dass  die  Auswirkun-
 gen vernachlässigbar gering sind.

 Die  Änderung  der  Anlagen  Z  11,  Z  12,  Z  14  und  Z  15  und
 des  Leistungsverzeichnisses  haben  keine  Auswirkungen  auf
 die  bestehenden  Informationspflichten.  Sie  dienen  der  Klar-
 stellung  und  führen  tendenziell  zu  einer  Entlastung  der  Mel-
 depflichtigen.

 Gleichstellungspolitische Belange sind nicht berührt.

 B. Im Einzelnen

 Zu Artikel 1

 Zu Nummer 1

 Bei  der  Meldung  des  Vermögens  Gebietsansässiger  in  frem-
 den  Wirtschaftsgebieten  nach  §  56a  Abs.  1  Nr.  2  und  Abs.  2
 Satz  2  AWV  (Anlage  K  3)  müssen  künftig  alle  mittelbaren
 Beteiligungen  im  Mehrheitsbesitz  angezeigt  werden,  wenn
 dem  Meldepflichtigen  und/oder  seinen  mittelbaren  und  un-
 mittelbaren  gebietsfremden  Beteiligungen  insgesamt  mehr
 als  50  Prozent  an  einem  gebietsfremden  Unternehmen  zuzu-
 rechnen  sind.  Alle  ausschließlich  als  Minderheitsbeteiligung
 gehaltenen  mittelbaren  Anteile  an  Unternehmen  im  Ausland
 sind  (dagegen  künftig)  nicht  mehr  zu  melden.  Die  Informa-
 tionen  über  die  aufgrund  der  neuen  Meldebestimmungen  zu
 meldenden  zusätzlichen  mittelbaren  Beteiligungen  im  un-
 mittelbaren  und/oder  mittelbaren  Mehrheitsbesitz  des  Mel-
 depflichtigen  liegen  dem  Meldepflichtigen  für  seinen  Beitrag
 zum  Konzernabschluss  regelmäßig  ohnehin  vor.  Diese  Ände-
 rungen  sind  u.  a.  für  die  Erfüllung  der  verbindlichen  Liefer-
 verpflichtungen  im  Rahmen  von  FATS  (Foreign  Affiliates
 Statistics)  gemäß  der  Verordnung  (EG)  Nr.  716/2007  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Juni  2007
 nötig.

 Zu Nummer 2

 Bei  der  Meldung  des  Vermögens  Gebietsfremder  im  Wirt-
 schaftsgebiet  nach  §  58a  AWV  (Anlage  K  4)  müssen  künf-
 tig  alle  mittelbaren  Beteiligungen  im  Mehrheitsbesitz
 angezeigt  werden,  wenn  dem  Meldepflichtigen  im  Mehr-
 heitsbesitz  eines  Gebietsfremden  und/oder  seinen  mittel-
 baren  und  unmittelbaren  Beteiligungen  insgesamt  mehr  als
 50  Prozent  an  weiteren  gebietsansässigen  Unternehmen  zu-
 zurechnen  sind.  Ebenso  wie  bei  Vordruck  K  3  sind  alle  aus-
 schließlich  als  Minderheitsbeteiligung  gehaltenen  mittel-
 baren  Anteile  an  Unternehmen  im  Wirtschaftsgebiet  nicht
 mehr  zu  melden.  Die  zusätzlich  zu  meldenden  mittelbaren
 Beteiligungen  im  unmittelbaren  und/oder  mittelbaren  Mehr-
 heitsbesitz  des  Meldepflichtigen  liegen  für  den  Beitrag  zum
 Konzernabschluss regelmäßig bereits vor.
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Auch  diese  Änderungen  resultieren  u.  a.  aus  der  Erfüllung
 von statistischen Meldepflichten.

 Zu Nummer 3

 In  §  59  AWV  wird  ein  Hinweis  auf  Zahlungen,  die  mittels
 Lastschriftverfahren  abgewickelt  werden,  aufgenommen,  da
 mit  dem  SEPA-Lastschriftverfahren  ein  neues  Zahlungsin-
 strument  eingeführt  wird,  welches  bei  grenzüberschreiten-
 den  Zahlungen  mittelfristig  an  Bedeutung  gewinnen  wird.
 Lastschriftverfahren  wurden  bisher  im  grenzüberschreiten-
 den  Zahlungsverkehr  nur  in  seltenen  Ausnahmefällen  ge-
 nutzt  und  fanden  daher  keine  explizite  Erwähnung  in  den
 Meldevorschriften.  Künftig  wird  es  häufiger  zu  melde-
 pflichtigen  Zahlungseingängen  aufgrund  von  Gutschriften
 bzw.  Zahlungsausgängen  als  Folge  von  Belastungen  aus
 Lastschriftverfahren  kommen.  Daher  wird  das  Lastschrift-
 verfahren ausdrücklich erwähnt.

 Zu Nummer 4

 Mit  der  Anpassung  der  Meldevorschriften  im  Zusammen-
 hang  mit  der  Schaffung  des  einheitlichen  europäischen
 Euro-Zahlungsverkehrsraums  kann  der  Verweis  in  §  60
 Abs.  1  AWV  auf  Artikel  3  der  Verordnung  (EG)  Nr.  2560/
 2001  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom
 19.  Dezember  2001  (ABl.  EG  Nr.  L  344  S.  13)  über  grenz-
 überschreitende Zahlungen in Euro entfallen.

 Der  neue  §  60  Abs.  2a  AWV  regelt,  wie  ausgehende  Zah-
 lungen  in  den  einheitlichen  europäischen  Euro-Zahlungs-
 verkehrsraum  (Single  Euro  Payments  Area,  SEPA)  zu  mel-
 den  sind.  Die  Regelung  betrifft  Euro-Zahlungen,  die  ein
 Gebietsansässiger  an  einen  Gebietsfremden  über  ein  deut-
 sches  Geldinstitut  auf  ein  Konto  bei  einem  Geldinstitut  in
 den  EU-Ländern,  Liechtenstein,  Norwegen,  Island  oder  der
 Schweiz  leistet.  Im  einheitlichen  europäischen  Euro-Zah-
 lungsverkehrsraum  kommen  neue  einheitliche  Zahlungsins-
 trumente  zur  Anwendung.  Da  diese  Zahlungsinstrumente
 keinen  statistischen  Meldeteil  beinhalten,  wird  klargestellt,
 dass  die  Meldung  der  erforderlichen  Daten  von  den  Melde-
 pflichtigen  mit  Anlage  Z  4  unmittelbar  an  die  Deutsche
 Bundesbank  erfolgt,  insbesondere  zur  Erfüllung  der  statis-
 tischen  Lieferverpflichtungen  Deutschlands  augrund  der
 Verordnung  (EG)  Nr.  184/2005  des  Europäischen  Parla-
 ments  und  des  Rates.  Der  für  diese  Zahlungen  bisher  ver-
 wendete  Überweisungsträger  Anlage  Z  1  wird  im  Euro-Zah-
 lungsverkehrsraum nicht mehr verwendet.

 Die  Änderungen  bei  den  Meldevorschriften  zu  Zahlungen
 im  Transithandel  und  im  Zusammenhang  mit  Transaktionen
 von  Wertpapieren  und  Finanzderivaten  dienen  der  Klarstel-
 lung.

 Zu den Nummern 5 und 6

 Die  Änderungen  der  §§  61  und  66  AWV  sind  Folgeänderun-
 gen zur Änderung des § 60 AWV (vgl. Nummer 4).

 Zu Nummer 7

 In  Anlage  K  3  werden  in  Blatt  1  die  Felder  07  und  08  er-
 gänzt,  um  die  Vordrucke  durch  die  Deutsche  Bundesbank

 effizienter  bearbeiten  zu  können.  Die  Felder  sind  nicht  vom
 Meldepflichtigen  auszufüllen.  Zusätzlich  können  Melde-
 pflichtige  bei  den  Anlagen  K  3  und  K  4  freiwillig  Firma  und
 Sitz  nicht  meldepflichtiger  Investitionsobjekte  des  Vorjah-
 res  und  den  Grund  des  Wegfalls  angeben.  Damit  werden  die
 Überprüfungen  von  Änderungen  erleichtert  und  zeitaufwen-
 dige  Rückfragen  bei  den  Meldepflichtigen  vermieden.  Dem
 gleichen  Zweck  dienen  die  Änderungen  auf  Blatt  2  der  Mel-
 devordrucke.  Diese  ermöglichen  es  den  Unternehmen,  Er-
 läuterungen  zu  den  Bilanzpositionen  einzutragen.  Darüber
 hinaus  sind  die  Anteile  der  Stimmrechte  nur  noch  anzuge-
 ben,  wenn  sie  vom  Anteil  des  Eigenkapitals  abweichen.  Auf
 Blatt  2  der  Anlage  K  4  wird  nach  dem  Sitzland  der  Kon-
 zernobergesellschaft  statt  wie  bisher  nach  dem  Sitzland  der
 Obergesellschaft gefragt.

 In  Anlage  Z  11  wird  klargestellt,  dass  sämtliche  von  Ge-
 bietsfremden  erhaltene  Zins-,  Dividenden-  und  Ertrags-
 zahlungen  auf  inländische  Wertpapiere  zu  melden  sind.  Der
 Zusatz  „aus  ausländischen  Lagerstellen“  bei  der  Meldung
 von  eingehenden  Zins-,  Dividenden-  und  Ertragszahlungen
 auf  inländische  Wertpapiere  wird  gestrichen  und  an  die
 Meldung  der  ausgehenden  Zins-,  Dividenden-  und  Ertrags-
 zahlungen  auf  inländische  Wertpapiere  angepasst.  Bisher
 stellt  der  Vordruck  nur  auf  grenzüberschreitende  eingehende
 Zahlungen  auf  inländische  Wertpapiere  bei  ausländischen
 Lagerstellen  ab.  Unter  die  zu  meldenden  Zahlungen  für
 Wertpapiererträge  können  jedoch  auch  Zahlungseingänge
 aus  Wertpapierleihegeschäften  fallen,  wenn  ein  gebietsan-
 sässiger  Verleiher  von  einem  gebietsfremden  Entleiher  Zin-
 sen  auf  ein  inländisches  Wertpapier  erhält,  das  bei  einer  in-
 ländischen Lagerstelle liegt.

 In  Anlage  Z  12  wird  der  nicht  mehr  verwendete  Begriff
 „ec-Karte“  durch  den  Begriff  „Debitkarte“  ersetzt.  Seitdem
 die  Funktion  der  eurocheque-Karte  als  Garantiekarte  für  den
 Euroscheck  Ende  2001  weggefallen  ist,  werden  Bankkun-
 denkarten  mit  Zahlungsfunktion  unter  dem  Begriff  „Debit-
 karten“ herausgegeben.

 In  den  Anlagen  Z  14  und  Z  15  werden  bei  der  Auflistung
 der  Schuldner-  bzw.  Gläubigerländer  Serbien,  Montenegro
 und Kosovo getrennt berücksichtigt.

 Die  Anlage  LV  erleichtert  den  Meldepflichtigen  die  Zuord-
 nung  der  außenwirtschaftlichen  Transaktionen  zu  Kennzah-
 len.  Die  darin  enthaltenen  Kurztexte  und  Kennzahlen  er-
 möglichen  es  der  Deutschen  Bundesbank,  die  zu  Grunde
 liegenden  Geschäfte  den  international  geforderten  Unter-
 gliederungen  der  Zahlungsbilanz  sachgerecht  zuzuordnen.
 Bestehende  Meldesachverhalte  werden  detaillierter  als
 bisher  untergliedert  und  um  bisher  unberücksichtigte
 Meldesachverhalte  ergänzt.  Insbesondere  im  Bereich  der
 DV-gestützten  Meldeformen  erleichtert  die  Vorgabe  von
 Kurztexten  den  Meldepflichtigen  die  Erstellung  der  Mel-
 dungen.

 Zu Artikel 2

 Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung.
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AWV 6730 – AWV-Z 15  01.08
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Entwurf  der
 Zweiundachtzigsten  Verordnung  zur  Änderung  der  Außen-
 wirtschaftsverordnung  auf  Bürokratiekosten,  die  durch  In-
 formationspflichten begründet werden, geprüft.

 Mit  dem  Regelungsentwurf  werden  drei  bestehende  In-
 formationspflichten  für  die  Wirtschaft,  zwei  bestehende
 Informationspflichten  für  Bürger  und  eine  bestehende  Infor-
 mationspflicht für die Verwaltung geändert.

 Die  aus  den  Informationspflichten  resultierenden  Büro-
 kratiekosten  für  die  Wirtschaft  wurden  nachvollziehbar  dar-
 gestellt und ausgewiesen.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  daher  im  Rahmen  sei-
 nes  gesetzlichen  Prüfauftrags  keine  Bedenken  gegen  das
 Regelungsvorhaben.
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